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WieweitermitdemLiestalerBettelverbot?
Dass die Regierung das Verbot aus demPolizeireglement streicht, sei ein Eingriff in dieGemeindeautonomie, findet Stefan Fraefel (CVP).

«Betteln ist auf dem gesamten
Stadtgebiet verboten. Bei Wi-
derhandlung kann das erbettel-
te Geld beschlagnahmt wer-
den.»So standes imrevidierten
Liestaler Polizeireglement, als
der Einwohnerrat dieses im
März genehmigt hat. Die Dis-
kussionen im Rat waren hitzig,
Bernhard Bonjour (SP) bean-
tragte, denWortlaut zu ändern.
Sein Vorschlag: Ein Verbot für
«aufsässiges, Passantinnenund
PassantenbelästigendesBetteln
und bandenmässiges Betteln».
Docherkonnte sichnichtdurch-
setzen –mit 16Ja-gegen21Nein-
Stimmen bei einer Enthaltung
wurde sein Antrag abgelehnt.
Die ursprüngliche Version, vor-
geschlagenvonderSpezialkom-
missionPolizeireglement, blieb.

Aber die Baselbieter Sicher-
heitsdirektion hat den Einwoh-
nerrat zurückgepfiffen.DasVer-
bot wurde aus dem Reglement

gestrichen – es verstosse gegen
die europäische Menschrechts-
konvention (bz von gestern).
Dasneue, am1.Oktober inKraft
getretene Polizeireglement
weist kein Bettelverbot auf, es
wirdaufdaskantonaleÜbertre-
tungsstrafgesetz verwiesen.

UrteilnachDebatte
gesprochen
Stefan Fraefel (CVP) war Präsi-
dent der aufgelösten Spezial-
kommissionundhat sich imEin-
wohnerrat für das Bettelverbot
stark gemacht. «Ich habe eben
erst erfahren, dass das Verbot
von der Regierung gestrichen
wurde», sagt er am Dienstag.
Von der Entscheidung sei er
«teilweise überrascht».

Denn: Die Diskussion, ob
dasVerbot legal sei,war imEin-
wohnerratdurchauseinThema.
In der Kommission sei das Bet-
telverbotunbestrittengewesen,

nur über den Wortlaut wurde
diskutiert. ZudiesemZeitpunkt
wardasUrteil desEuropäischen
Gerichtshofes für Menschen-
rechte (EGMR),welchesbesagt,
dass einvollständigesBettelver-
bot gegen dieMenschenrechts-
konventionverstösst, nochnicht
gesprochen. Das Urteil stammt
vom Januar 2021, den Bericht
der Kommission hat Fraefel im
Oktober 2020 geschrieben.
Fraefel: «Wir wussten, dass es
aufgrund des EGMR-Urteils
schwierig sein könnte. Aber wir
dachten, dass das Verbot so zu-
lässig ist.» Dass die Regierung
das Verbot ersatzlos strich, sei
aber «ein Eingriff des Kantons
in dieGemeindeautonomie».

Der Stadtrat habe die Strei-
chung der Sicherheitsdirektion
nicht aktiv kommuniziert. «Das
muss er natürlich auch nicht»,
sagt er, «dieKommissiongabes
damals auchnichtmehr.Mitder

Annahme imEinwohnerratwar
die Arbeit erledigt und sie wur-
de aufgelöst». Er werde aber
nunwahrscheinlichbeimStadt-
rat Auskunft verlangen. Er will
wissen, was die Gründe der Si-
cherheitsdirektion waren, das
Verbot zu streichen.DochFrae-
fel sieht auch ein: «Die Gegen-
meinung hatte imRat ebenfalls
grosse Unterstützung.» Neben
der Begründung der Regierung
wolle er auch die Stimmung im
Einwohnerrat erfühlen, bevorer
entscheidet, wie er verfährt.

KeinProblemmit
Bettelnden inLiestal
Eine Möglichkeit sei beispiels-
weise, einen neuen, gesetzes-
konformen Artikel zu erlassen,
soFraefel. «Ichnehmeauchan,
man könnte den Entscheid der
Sicherheitsdirektion theoretisch
auch anfechten.» Denn: «Mei-
ner persönlichenMeinungnach

braucht es in Liestal in einer
FormeinBettelverbot.»Daszei-
geBasel,wo seit derWiederein-
führungdesVerbots«geordnete
Verhältnisse»herrschten. InBa-
selwirddieBettelverbot-Debat-
te bereits seitMonaten geführt,
dasBundesgerichtwirddarüber
entscheidenmüssen.

«Natürlich ist das Betteln
hier nicht ein wirkliches Pro-
blem», konstatiert Fraefel.
«Aberwirwollenesnicht soweit
kommen lassen.» Ein Verbot
habe eine präventive, gar ab-
schreckende Wirkung. Liestal
habezwarkeineSogwirkungauf
Bettelnde, ziehtFraefel denVer-
gleich zuBasel. «Aberwenn im-
mermehrStädte einVerbot ein-
führen, könnte das eine Ver-
schiebunggeben.Damit könnte
das Betteln auch in Liestal zum
Problemwerden.»

Kelly Spielmann

MinuseineMillion:
Schulhauskommt
dochgünstiger

Allschwil Vor fünf Jahrenwurde
das Schulhaus Gartenhof in
Allschwil eingeweiht – jetzt liegt
die Schlussabrechnungvor.Das
Projekt kommt die Steuerzah-
lenden günstiger zu stehen als
budgetiert. Total kostete das
neue Schulhaus rund 68,8 Mil-
lionen Franken. Das sind über
0,8MillionenFrankenweniger,
als der Einwohnerrat 2012 be-
willigt hatte.DasOrtsparlament
sprach damals 69,6 Millionen
Franken. Der Gemeinderat be-
gründet die Kostenunterschrei-
tungmit Synergie-Effekten,mit
denen man nicht gerechnet
habe, mit einem «professionel-
len Projektmanagement» und
mit«konsequentenControlling-
Mechanismen».

DerKredit gilt als derhöchs-
te, derbislang inderGeschichte
der grössten Baselbieter Ge-
meindegesprochenwordenwar.
Wegen der Höhe der Ausgabe
waraucheineVolksabstimmung
notwendig. 2013 sagte das All-
schwiler Stimmvolk Ja zur Vor-
lage. Das neue Schulhaus um-
fasst auch eine Aula und eine
Dreifachturnhalle. Teil der Vor-
lagewar zudemdieErweiterung
eines Sportplatzes.

Schulhauskämpfte lange
mitdenTückenderTechnik
Nach der Einweihung im Sep-
tember2016 littdieneueAnlage
unter Kinderkrankheiten. Laut
BerichtenvonLehrkräften funk-
tioniertenmagnetischeTürstop-
per nicht, Schallschutzplatten
hingen herunter, elektrische
Fensterstoren fuhrenwillkürlich
hoch und runter. Der Einwoh-
nerrat war ob diesen Missstän-
denderartverärgert,dasserdem
GemeinderatdieSchlussabrech-
nung nicht abnickenwollte.

Der Gemeinderat hatte die
Schlussabrechnung bereits im
Mai publiziert. Sie wird jedoch
erst jetzt demEinwohnerrat zur
Genehmigung vorgelegt, weil
der Bericht derKommission für
Bauwesen und Umwelt abge-
wartet werdenmusste. (bwi)

«Meiner
Meinungnach
brauchtes in
Liestal ein
Bettelverbot.»

StefanFraefel
Einwohnerrat CVP

SekOberwilbrauchtexterneHilfe
FHNWdurchleuchtete Führungsstreit an der SekundarschuleHüslimatt. Der schonungslose Bericht liegt der bz vor.

Michael Nittnaus

Der Knall an der Sekundar-
schule Oberwil vor den Herbst-
ferienwar laut.Die jahrelangen
Konflikte zwischenSchulleitung
und Schulrat, welche die bz pu-
blikmachte,mündeten imRück-
tritt dreierMitgliederdesSchul-
rats, darunter jener der Präsi-
dentin Corinne Eugster. Doch
auch die Schulleitung ist weit
davon entfernt, in einen Regel-
betrieb übergehen zu können.
Die langjährigeCo-LeiterinDo-
ris Kungl ist weiter krankge-
schrieben, der als Feuerlöscher
engagierte, eigentlich bereits
pensionierte Jürg Lauener nur
noch bis Ende Monat da. Und
demfrisch imSommergestarte-
tenAlexanderMyerswurdemit
dem Geo-Lehrer Marc Küpfer
interimsmässig ein Kollege zur
Seite gestellt, der selbst kaum
Leitungserfahrung hat.

Bericht ermöglicht endlich
einenunabhängigenBlick
Eine Herausforderung bei den
Recherchen der bz war bisher,
alle Informationen richtig zuge-
wichten. Denn egal, mit wem
manspricht, sei esmitderSchul-
leitung, dem Schulrat, Lehrern
oder Eltern – ja sogar mit dem
Kanton –, jeder scheint zu einer
Seite zu gehören. Schuld am
Chaos ist entwederder Schulrat
oderdie Schulleitungunddabei
insbesonderedienunzurückge-
tretene Schulratspräsidentin
Eugster oder der im Frühling
2020 für über ein Jahr krankge-
schriebene Co-Schulleiter Urs
Thommen, der mittlerweile als
reiner Klassenlehrer an die
Schule zurückgekehrt ist.

Eine derwenigen klar unab-
hängigenEinschätzungenwurde
von Kanton und Schule unter
Verschluss gehalten: der vor
rund einem Jahr verfasste Eva-
luationsbericht der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz
(FHNW). Jetzt istdiebzdennoch

an die Entwurfsfassung des
35-seitigenDokumentsgelangt.
Unddiesehates insich.Dasvier-
köpfigeEvaluationsteamspricht
Klartext (siehe auch Ausschnitt
oben): «Die Situation zwischen
Schulrat und Schulleitung ist
äusserst angespannt. Die Zu-
sammenarbeit innerhalb der
Schulführung ist nicht mehr
funktionsfähig und beeinträch-
tigt die Führung der Schule
stark», steht unter anderem im
Fazit. Die FHNW schreibt von
einer schwerenKrise.Unddiese
beeinträchtigenichtblossSchul-

rat und Schulleitung, sondern
alle Ebenen bis hinunter zu den
Schülerinnen und Schülern so-
wie derenEltern.

Ammeistenkritisiertwird
derehemaligeSchulleiter
Was im Bericht auch klar wird,
ist, dass es eben nicht einfach
einen einzelnen Schuldigen
gibt. Zwar wird der zum Zeit-
punkt der Evaluation krankge-
schriebene Schulleiter Urs
Thommen immer wieder indi-
rekt – Namen werden keine ge-
nannt – als Mitverursacher der

Probleme genannt, da im Be-
richt oft explizit «der Schullei-
ter» steht statt allgemein
«Schulleitung».Dochgibt auch
derSchulrat keinallzugutesBild
ab.VieleLehrermonierten,dass
er sich zu stark insoperativeGe-
schäft eingemischt habe.Ande-
re wiederum vermissten Wert-
schätzung.

Letztlich ist die Evaluation
ein Spiegel, denn viele der Er-
kenntnisse der FHNWbasieren
auf Befragungen von Schulrat,
Schulleitung, Lehrpersonen,
SchülernundEltern. Sowerden

auch konkrete Vorwürfe gegen
Thommen erhoben. Vor allem
soll der seit 2003 tätige Schul-
leiter Lehrkräfte ungleich be-
handelt haben, etwabei derBe-
willigung von Anträgen, aber
auch bei Pensenzuteilungen.
Co-Schulleiterin Doris Kungl,
die während der Evaluation
noch nicht wegen Überlastung
krankgeschriebenwar, wird da-
gegen nichts derart Konkretes
angelastet.

Lehrkräfte sollenSchüler
schikanierthaben
Durchausmitgemeint istsieaber
bei einem Kritikpunkt, den die
FHNW als «eine zentrale Ursa-
che für die Spannungen an der
Schule» ausgemacht hat: Jede
Lehrkraftdürfemehroderweni-
ger tun, was sie wolle. Klare
Richtlinien oder Interventionen
würdenanderSekHüslimatt feh-
len. Im besten Fall führt das zu
kreativenProjekten.Dochdieex-
ternen Experten erfuhren auch,
dass sich einige Lehrpersonen
gegenüber Schülerinnen und
Schülern respektlos, ungerecht,
einschüchternd, ja teilssexistisch
und schikanierend verhaltenha-
ben sollen. Die Schulführung
habe aber nie etwas unternom-
men, Probleme würden jeweils
«unterdenTeppichgekehrt».

Der Evaluationsbericht
empfiehlt mehrere Massnah-
men. Die wichtigste: «Die Kon-
flikte an der Schule sind soweit
eskaliert, dass sie ohne externe
Begleitung nicht gelöst werden
können.» Die Ironie am Gan-
zen: Die Arbeit zur Umsetzung
der Massnahmen wurde dieses
Jahr sistiert, nachdem sich
Kungl im Mai krankschreiben
liess. Etwas macht der Bericht
auch klar: Die Probleme an der
Sek Oberwil sind so weitrei-
chend,dassnicht alles gelöst ist,
nurweil Teile des Schulrats und
der kritisierte Schulleiter weg
sind. Es wird ein stürmischer
Herbst inOberwil.

Die Evaluation der FHNWzeigt, dass die Probleme an der SekOberwil weit reichen. Bild: Kenneth Nars (24.9.21)

Die Experten kommen zu einem klaren Fazit. Ausschnitt: bz

«Ohneexterne
Begleitung
könnendie
Konflikte
nichtgelöst
werden.»
Evaluationsbericht
der FHNW


